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Sächsischer Landtag 
6. Wahlperiode 
 
 
 
 
 

Antrag 
 
 
der CDU-Fraktion und SPD-Fraktion 
 
 
Thema: Stallpflicht für Geflügel 
  
 
Der Landtag möge beschließen:  
Die Staatsregierung zu ersuchen, 
 
I.  zu berichten: 

 wie viele Ausnahmegenehmigungen von der Aufstallungspflicht für Geflügel und 
andere gehaltene Vögel im Freistaat Sachsen seit Erlass der tierseuchenrechtlichen 
Allgemeinverfügung vom 14. November 2016 erteilt worden sind; 

 wie viele Genehmigungen von Geflügelausstellungen und Veranstaltungen ähnlicher 
Art im Freistaat Sachsen in diesem Zeitraum versagt worden sind; 

 wie die zuständigen unteren Behörden die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen 
oder die Untersagung von Veranstaltungen handhaben; 

 welche Voraussetzungen seitens der Tierhalter/Veranstalter dafür erbracht werden 
und 

 welche Voraussetzungen für eine risikobasierte statt einer landesweiten Aufstallpflicht 
im Freistaat vorliegen müssen. 

 
II.  zu prüfen, inwieweit: 

 die bestehende Erteilung von Ausnahmegenehmigungen für Tierhalter/Veranstalter 
einfacher gestaltet werden kann; 

 Rassegeflügelzuchten von Tauben, Groß- und Wassergeflügel von der Aufstallpflicht 
in der Regel generell befreit werden können; 

 landesweite Rahmenvereinbarungen zur Durchführung behördlich angeordneter 
Tötungen nach § 7 SächsAGTierSG abgeschlossen werden können. 

 
III.  sich auf Bundesebene für eine Evaluierung und Überarbeitung der Verordnung zum 

Schutz gegen die Geflügelpest dahingehend einzusetzen, dass die bisherige „Kann-
Bestimmung“ zur Erteilung einer Ausnahmegenehmigung in eine „Soll-Bestimmung“ 
geändert wird. 

 
Dresden, 2. Mai 2017 
 
 
 
 
 
Frank Kupfer MdL Dirk Panter MdL 
CDU-Fraktion SPD-Fraktion 
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Begründung:  
 
Am 14. November 2016 wurde durch die Landesdirektion Sachsen an alle Halter von 
Geflügel und in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Arten im Freistaat Sachsen 
eine tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung über die Anordnung der Aufstallung von 
gehaltenen Vögeln zum Schutz gegen die Geflügelpest im Freistaat Sachsen erlassen. 
  
In dieser wird zur Vermeidung des Eintrages der Geflügelpest in Geflügelbestände durch 
Wildvögel angeordnet, dass im gesamten Gebiet des Freistaates Sachsen Hühner, 
Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten oder Gänse 
(Geflügel) sowie in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Arten ausschließlich in 
geschlossenen Ställen oder unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach oben 
gegen Einträge gesicherten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von 
Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung bestehen muss, gehalten werden dürfen. 
  

Ursache für die Allgemeinverfügung ist ein Anfang November 2016 erstmalig festgestellter  
Nachweis einer hochansteckenden Influenza-Virus-Infektion vom Subtyp H5N8 bei 
Wildvögeln am Bodensee sowie am 12. November bei Wildvögeln im Landkreis Leipzig. 
 
Während die Aufstallpflicht eine wichtige tierseuchenrechtliche Maßnahme darstellt, ist 
gleichwohl deutlich zu machen, dass dies zum einen für Tiere, die bisher gewohnt waren, 
sich regelmäßig oder permanent im Freiland aufzuhalten, ein Abweichen des normalen 
Ablaufs darstellt, welcher mit Stress verbunden sein kann. Der Tierhalter muss sich 
entsprechend darauf einstellen, dass in der Herde Probleme wie Federpicken oder 
Kannibalismus auftreten können. 
Zum anderen hat die Allgemeinverfügung auch Auswirkungen auf die Durchführung von 
Veranstaltungen wie bspw. Geflügelschauen. 
 
Die Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest sieht bislang Ausnahmen von der 
Aufstallpflicht vor. Aus Sicht der Antragssteller sollte geprüft werden, inwieweit diese 
Aufstallpflicht – unter Beachtung tierseuchenrechtlicher Aspekte - gelockert und für Tierhalter 
einfacher ausgestaltet werden kann.  
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